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Dokumente des Apostolischen Stuhls

Nr. 149. Päpstliche Botschaft zum Welttag des Mig-
ranten und Flüchtlings 2014 

„Migranten und Flüchtlinge: unterwegs zu einer besseren 
Welt“

Liebe Brüder und Schwestern,

wie nie zuvor in der Geschichte erleben unsere Gesell-
schaften Prozesse weltweiter gegenseitiger Abhängigkeit 
und Wechselwirkung, die, obgleich sie auch problemati-
sche oder negative Elemente aufweisen, das Ziel haben, 
die Lebensbedingungen der Menschheitsfamilie zu ver-
bessern, und zwar nicht nur in wirtschaftlicher, sondern 

auch in politischer und kultureller Hinsicht. Jeder Mensch 
gehört ja der Menschheit an und teilt die Hoffnung auf ei-
ne bessere Zukunft mit der gesamten Völkerfamilie. Aus 
dieser Feststellung geht das Thema hervor, das ich für 
den diesjährigen Welttag des Migranten und Flüchtlings 
gewählt habe: „Migranten und Flüchtlinge: unterwegs zu 
einer besseren Welt“.

Unter den Ergebnissen der modernen Veränderungen 
ragt ein „Zeichen der Zeit“ – so hat Papst Benedikt XVI. 
es definiert (vgl. Botschaft zum Welttag des Migranten 
und Flüchtlings 2006) –, das zunehmende Phänomen der 
menschlichen Mobilität, heraus. Wenn nämlich einerseits 
die Migrationen häufig Mängel und Versäumnisse der 
Staaten und der internationalen Gemeinschaft anzeigen, 
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offenbaren sie andererseits auch das Bestreben der 
Menschheit, die Einheit in der Achtung der Unterschiede, 
die Aufnahmebereitschaft und die Gastfreundschaft zu le-
ben, die eine gerechte Teilung der Güter der Erde sowie 
den Schutz und die Förderung der Würde und der Zentra-
lität jedes Menschen erlauben.

Aus christlicher Sicht besteht auch in den Migrationser-
scheinungen – wie in anderen Dingen, die den Menschen 
betreffen – die Spannung zwischen der von der Gnade 
und der Erlösung geprägten Schönheit der Schöpfung 
und dem Geheimnis der Sünde. Der Solidarität und der 
Aufnahmebereitschaft, den Gesten der Brüderlichkeit und 
des Verständnisses stellen sich Ablehnung, Diskriminie-
rung und die Machenschaften der Ausbeutung, des 
Schmerzes und des Todes entgegen. Besorgnis erregend 
sind vor allem Situationen, in denen die Migration nicht 
nur aus Zwang geschieht, sondern sogar in verschiede-
nen Formen von Menschenhandel und Versklavung statt-
findet. „Sklavenarbeit“ ist heute gültige Währung! Und 
doch ist das, was trotz der zu bewältigenden Probleme, 
Risiken und Schwierigkeiten viele Migranten und Flücht-
linge treibt, die Kombination aus Vertrauen und Hoffnung; 
sie tragen Sehnsucht nach einer besseren Zukunft im 
Herzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch für ihre 
Familien und für die Menschen, die ihnen lieb sind.

Was bedingt die Schaffung einer „besseren Welt“? Die-
ser Ausdruck spielt nicht naiv auf abstrakte Vorstellungen 
oder auf etwas Unerreichbares an, sondern leitet vielmehr 
zur Bemühung um eine authentische, ganzheitliche Ent-
wicklung an und zum Handeln, damit es würdige Lebens-
bedingungen für alle gibt, damit den Bedürfnissen der ein-
zelnen Menschen und der Familien in rechter Weise ent-
sprochen wird und damit die Schöpfung, die Gott uns ge-
schenkt hat, geachtet, bewahrt und gepflegt wird. Der ehr-
würdige Diener Gottes Paul VI. beschrieb die Bestrebun-
gen der Menschen von heute mit diesen Worten: „Freisein 
von Elend, Sicherung des Lebensunterhalts, Gesundheit, 
feste Beschäftigung, Schutz vor Situationen, die seine 
Würde als Mensch verletzten, ständig wachsende Leis-
tungsfähigkeit, bessere Bildung, mit einem Wort: mehr ar-
beiten, mehr lernen, mehr besitzen, um mehr zu gelten“ 
(Enzyklika Populorum progressio, 26. März 1967, 6).

Unser Herz sehnt sich nach einem „Mehr“, das nicht 
einfach ein Mehr an Wissen oder an Besitz ist, sondern 
vor allem bedeutet, mehr zu sein. Man kann die Entwick-
lung nicht auf das bloße Wirtschaftswachstum reduzieren, 
das häufig verfolgt wird, ohne auf die Ärmsten und die 
Schutzlosesten Rücksicht zu nehmen. Die Welt kann nur 
besser werden, wenn die Hauptaufmerksamkeit dem 
Menschen gilt, wenn die Förderung der Person ganzheit-
lich angelegt ist und alle ihre Dimensionen betrifft ein-
schließlich der geistigen; wenn niemand vernachlässigt 
wird, auch nicht die Armen, die Kranken, die Gefangenen, 
die Bedürftigen, die Fremden (vgl. Mt 25,31-46); wenn 
man dazu fähig ist, von einer Wegwerf-Mentalität zu einer 
Kultur der Begegnung und der Aufnahme überzugehen.

Migranten und Flüchtlinge sind keine Figuren auf dem 
Schachbrett der Menschheit. Es geht um Kinder, Frauen 
und Männer, die aus verschiedenen Gründen ihre Häuser 
verlassen oder gezwungen sind, sie zu verlassen, Men-
schen, die den gleichen legitimen Wunsch haben, mehr 
zu lernen und mehr zu besitzen, vor allem aber mehr zu 
sein. Die Anzahl der Menschen, die von einem Kontinent 
zum anderen ziehen, wie auch derer, die innerhalb ihrer 
Länder und ihrer geografischen Gebiete einen Ortswech-
sel vornehmen, ist eindrucksvoll. Die augenblicklichen Mi-

grationsströme sind die umfassendsten Bewegungen von 
Menschen – wenn nicht von Völkern –, die es je gegeben 
hat. Mit Migranten und Flüchtlingen unterwegs, bemüht 
sich die Kirche, die Ursachen zu verstehen, die diese 
Wanderungen auslösen. Zugleich arbeitet sie aber auch 
daran, die negativen Folgen der Wanderbewegungen zu 
überwinden und ihre positiven Auswirkungen auf die Ge-
meinschaften an den Herkunfts-, Durchreise- und Zielor-
ten zu nutzen.

Leider können wir, während wir die Entwicklung zu ei-
ner besseren Welt anregen, nicht schweigen über den 
Skandal der Armut in ihren verschiedenen Dimensionen. 
Gewalt, Ausbeutung, Diskriminierung, Ausgrenzung und 
Einschränkungen der Grundfreiheiten sowohl von Einzel-
nen als auch von Gemeinschaften sind einige der Haupt-
elemente der Armut, die überwunden werden müssen. 
Vielmals kennzeichnen gerade diese Aspekte die Migrati-
onsbewegungen und verbinden Migration mit Armut. Auf 
der Flucht vor Situationen des Elends oder der Verfol-
gung, um bessere Aussichten zu finden oder mit dem Le-
ben davonzukommen, begeben sich Millionen von Men-
schen auf Wanderung, und während sie auf die Erfüllung 
ihrer Erwartungen hoffen, stoßen sie häufig auf Misstrau-
en, Verschlossenheit und Ausschließung und werden von 
anderen, oft noch schwereren Formen des Unglücks ge-
troffen, die ihre Menschenwürde verletzen.

Die Wirklichkeit der Migration verlangt in den Dimensio-
nen, die sie in unserer Zeit der Globalisierung annimmt, 
eine neue, angemessene und wirksame Art der Handha-
bung, die vor allem eine internationale Zusammenarbeit 
und einen Geist tiefer Solidarität und ehrlichen Mitgefühls 
erfordert. Wichtig ist die Zusammenarbeit auf den ver-
schiedenen Ebenen unter gemeinsamer Anwendung der 
normativen Mittel, welche den Menschen schützen und 
fördern. Papst Benedikt XVI. hat die Koordinaten dafür 
umrissen, als er betonte: „Eine solche Politik muss ausge-
hend von einer engen Zusammenarbeit zwischen Her-
kunfts- und Aufnahmeländern der Migranten entwickelt 
werden; sie muss mit angemessenen internationalen Be-
stimmungen einhergehen, die imstande sind, die ver-
schiedenen gesetzgeberischen Ordnungen in Einklang zu 
bringen in der Aussicht, die Bedürfnisse und Rechte der 
ausgewanderten Personen und Familien sowie zugleich 
der Zielgesellschaften der Emigranten selbst zu schüt-
zen“ (Enzyklika Caritas in veritate, 19. Juni 2009, 62). Ge-
meinsam für eine bessere Welt zu arbeiten, erfordert die 
gegenseitige Hilfe unter den Ländern, in Bereitschaft und 
Vertrauen, ohne unüberwindliche Hürden aufzubauen. 
Eine gute Synergie kann für die Regierenden eine Ermuti-
gung sein, den sozioökonomischen Ungleichgewichten 
und einer ungeregelten Globalisierung entgegenzutreten, 
die zu den Ursachen von Migrationen gehören, in denen 
die Menschen mehr Opfer als Protagonisten sind. Kein 
Land kann den Schwierigkeiten, die mit diesem Phäno-
men verbunden sind, allein gegenübertreten; es ist so 
weitreichend, dass es mittlerweile alle Kontinente in der 
zweifachen Bewegung von Immigration und Emigration 
betrifft.

Es ist überdies wichtig hervorzuheben, dass diese Zu-
sammenarbeit bereits mit der Anstrengung beginnt, die 
jedes Land unternehmen müsste, um bessere wirtschaftli-
che und soziale Bedingungen in der Heimat zu schaffen, 
so dass für den, der Frieden, Gerechtigkeit, Sicherheit 
und volle Achtung der Menschenwürde sucht, die Emigra-
tion nicht die einzige Wahl darstellt. Arbeitsmöglichkeiten 
in den lokalen Volkswirtschaften zu schaffen, wird außer-
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dem die Trennung der Familien vermeiden und den Ein-
zelnen wie den Gemeinschaften Bedingungen für Stabili-
tät und Ausgeglichenheit garantieren.

Schließlich gibt es im Blick auf die Wirklichkeit der Mig-
ranten und Flüchtlinge noch ein drittes Element, das ich 
auf dem Weg des Aufbaus einer besseren Welt hervorhe-
ben möchte: die Überwindung von Vorurteilen und Vor-
verständnissen bei der Betrachtung der Migrationen. 
Nicht selten löst nämlich das Eintreffen von Migranten, 
Vertriebenen, Asylbewerbern und Flüchtlingen bei der ört-
lichen Bevölkerung Verdächtigungen und Feinseligkeiten 
aus. Es kommt die Angst auf, dass sich Umwälzungen in 
der sozialen Sicherheit ergeben, dass man Gefahr läuft, 
die eigene Identität und Kultur zu verlieren, dass auf dem 
Arbeitsmarkt die Konkurrenz geschürt wird oder sogar 
dass neue Faktoren von Kriminalität eindringen. Auf die-
sem Gebiet haben die sozialen Kommunikationsmittel ei-
ne sehr verantwortungsvolle Rolle: Ihre Aufgabe ist es 
nämlich, feste, eingebürgerte Vorurteile zu entlarven und 
korrekte Informationen zu bieten, wo es darum geht, den 
Fehler einiger öffentlich anzuklagen, aber auch die Ehr-
lichkeit, Rechtschaffenheit und Seelengröße der Mehrheit 
zu beschreiben. In diesem Punkt ist ein Wandel der Ein-
stellung aller gegenüber den Migranten und Flüchtlingen 
notwendig; der Übergang von einer Haltung der Verteidi-
gung und der Angst, des Desinteresses oder der Aus-
grenzung – was letztlich genau der „Wegwerf-Mentalität“ 
entspricht – zu einer Einstellung, deren Basis die „Kultur 
der Begegnung“ ist. Diese allein vermag eine gerechtere 
und brüderlichere, eine bessere Welt aufzubauen. Auch 
die Kommunikationsmittel sind aufgerufen, in diese „Um-
kehr der Einstellungen“ einzutreten und diesen Wandel im 
Verhalten gegenüber Migranten und Flüchtlingen zu be-
günstigen.

Ich denke daran, wie auch die Heilige Familie von Na-
zareth am Anfang ihres Wegen die Erfahrung der Ableh-
nung gemacht hat: Maria „gebar ihren Sohn, den Erstge-
borenen. Sie wickelte ihn in Windeln und legte ihn in eine  
Krippe, weil in der Herberge kein Platz für sie war“ 
(Lk 2,7). Ja, Jesus, Maria und Joseph haben erfahren, 
was es bedeutet, das eigene Land zu verlassen und Mig-
ranten zu sein: Vom Machthunger des Herodes bedroht, 
waren sie gezwungen, zu fliehen und in Ägypten Zuflucht 
zu suchen (vgl. Mt 2,13-14). Aber das mütterliche Herz 
Marias und das aufmerksam fürsorgliche Herz Josephs, 
des Beschützers der Heiligen Familie, haben immer die 

Zuversicht bewahrt, dass Gott einen nie verlässt. Möge 
auf ihre Fürsprache dieselbe Gewissheit im Herzen des 
Migranten und des Flüchtlings immer unerschütterlich 
sein.

In der Erfüllung des Auftrags Christi: „Geht zu allen Völ-
kern und macht alle Menschen zu meinen Jüngern“, ist 
die Kirche berufen, das Volk Gottes zu sein, das alle Völ-
ker umfasst und allen Völkern das Evangelium verkündet, 
denn dem Gesicht eines jeden Menschen ist das Ange-
sicht Christi eingeprägt! Hier liegt die tiefste Wurzel der 
Würde des Menschen, die immer zu achten und zu schüt-
zen ist. Nicht die Kriterien der Leistung, der Produktivität, 
des sozialen Stands, der ethnischen oder religiösen Zu-
gehörigkeit begründen die Würde des Menschen, son-
dern die Tatsache, dass er als Gottes Abbild und ihm 
ähnlich erschaffen ist (vgl. Gen 1,26-27), und mehr noch, 
dass er Kind Gottes ist; jeder Mensch ist Kind Gottes! Ihm 
ist das Bild Christi eingeprägt! Es geht also darum, dass 
wir als Erste und dann mit unserer Hilfe auch die anderen 
im Migranten und im Flüchtling nicht nur ein Problem se-
hen, das bewältigt werden muss, sondern einen Bruder 
und eine Schwester, die aufgenommen, geachtet und ge-
liebt werden müssen – eine Gelegenheit, welche die Vor-
sehung uns bietet, um zum Aufbau einer gerechteren Ge-
sellschaft, einer vollkommeneren Demokratie, eines soli-
darischeren Landes, einer brüderlicheren Welt und einer 
offeneren christlichen Gemeinschaft entsprechend dem 
Evangelium beizutragen. Die Migrationen können Mög-
lichkeiten zu neuer Evangelisierung entstehen lassen und 
Räume öffnen für das Wachsen einer neuen Menschheit, 
wie sie im Ostergeheimnis angekündigt ist: eine Mensch-
heit, für die jede Fremde Heimat und jede Heimat Fremde 
ist.

Liebe Migranten und Flüchtlinge, verliert nicht die Hoff-
nung, dass auch euch eine sichere Zukunft vorbehalten 
ist; dass ihr auf euren Wegen einer ausgestreckten Hand 
begegnen könnt; dass es euch geschenkt wird, die brü-
derliche Solidarität und die Wärme der Freundschaft zu 
erfahren! Euch allen sowie denen, die ihr Leben und ihre 
Energie der Aufgabe widmen, euch zur Seite zu stehen, 
verspreche ich mein Gebet und erteile ich von Herzen 
den Apostolischen Segen.

Aus dem Vatikan, am 5. August 2013 

Franziskus

Dokumente der deutschen Bischöfe

Nr. 150. Rahmenordnung – Prävention gegen sexuali-
sierte Gewalt an Minderjährigen und erwach-
senen Schutzbefohlenen im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

I. Grundsätzliches

Die Prävention gegen sexualisierte Gewalt ist integraler 
Bestandteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Ju-

gendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen. Im 
Geiste des  Evangeliums will die katholische Kirche allen 
Kindern und Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbe-
fohlenen einen sicheren Lern- und Lebensraum bieten. In 
diesem wird ihre menschliche und geistliche Entwicklung 
gefördert sowie ihre Würde und Integrität geachtet. Psy-
chische und physische Grenzverletzungen sind zu ver-
meiden. 

Prävention als Grundprinzip pädagogischen Handelns 
trägt bei Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Män-
ner dazu bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigenver-
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antwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeiten gestärkt werden. Unterschiede ihrer Be-
darfs- und Gefährdungslagen verlangen bei allen Präven-
tionsmaßnahmen eine angemessene Berücksichtigung. 

Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaf-
ten, kirchlichen Institutionen und Verbänden ist es, eine 
neue Kultur des achtsamen Miteinanders zu entwickeln. 
Dafür muss es transparente, nachvollziehbare, kontrollier-
bare und evaluierbare Strukturen und Prozesse zur Prä-
vention sexualisierter Gewalt geben. 

Diese Rahmenordnung richtet sich an alle, die im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz für das Wohl und 
den Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie erwach-
senen Schutzbefohlenen Verantwortung und Sorge tra-
gen. Die Rahmenordnung soll eine abgestimmte Vorge-
hensweise im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz 
gewährleisten. Sie ist Grundlage für die von den Diöze-
sanbischöfen für ihre jeweilige Diözese zu erlassenden 
Regelungen. Katholische Rechtsträger, die nicht in diöze-
saner Zuständigkeit stehen, sollen vom (Erz-)Bistum nur 
dann als förderungswürdig anerkannt werden, wenn sie 
sich zur Anwendung der Rahmenordnung oder der jewei-
ligen diözesanen Präventionsregelungen verpflichtet ha-
ben. Sofern eigene Regelungen vorliegen, müssen diese 
von der zuständigen Stelle als gleichwertiges Regelungs-
werk anerkannt werden.

II. Begriffsbestimmungen

1. Diese Rahmenordnung berücksichtigt die Bestim-
mungen sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen 
Rechts. 

2. Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser 
Rahmenordnung umfasst neben strafbaren sexualbezo-
genen Handlungen auch Grenzverletzungen und sonstige 
sexuelle Übergriffe. Die Rahmenordnung bezieht sich so-
mit 

• sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt so-
wie weitere sexualbezogene Straftaten des Strafgesetz-
buches (StGB)

• als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST1, nach can. 1387 CIC in Ver-
bindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach can. 1378 
§ 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie 
an Minderjährigen oder Personen begangen werden, de-
ren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 
§ 1 n. 1 SST).

• Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei Handlungen 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen 
oder erzieherischen sowie im betreuenden oder pflegeri-
schen Umgang mit Kindern und Jugendlichen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen eine Grenzverletzung oder 
einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen. 

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit 
sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und erwach-
senen Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher Einwilli-
gung, ohne Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen 
Willen der Schutzbefohlenen erfolgen. Dies umfasst alle 
Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung und Ge-
heimhaltung sexualisierter Gewalt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Rah-
menordnung sind behinderte, gebrechliche oder kranke 
Personen, gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige 
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine beson-
dere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge oder Ob-
hut anvertraut sind, und bei denen aufgrund ihrer Schutz- 
und Hilfebedüftigkeit eine besondere Gefährdung gemäß 
Nr. 2 besteht.

4. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich 
Tätige im Sinne dieser Ordnung sind alle Personen, die 
im Rahmen ihrer haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Tä-
tigkeit Kinder, Jugendliche oder andere Schutzbefohlene 
beaufsichtigen, betreuen, erziehen, ausbilden oder ver-
gleichbaren Kontakt zu ihnen haben.

B. INHALtLICHE UNd stRUktURELLE 
ANFoRdERUNGEN AN dIözEsEN, 

oRdENsGEMEINsCHAFtEN, kIRCHLICHE 
INstItUtIoNEN UNd VERBäNdE

Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt in den Diözesen, Ordensgemeinschaf-
ten, kirchlichen Institutionen und Verbänden müssen 
transparent, nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluier-
bar sein. Die Entwicklung und Verwirklichung von Maß-
nahmen zur Prävention erfolgen partizipativ in Zusam-
menarbeit mit allen hierfür relevanten Personen und 
Gruppen. Dazu gehören auch die Kinder und Jugendli-
chen und erwachsenen Schutzbefohlenen selbst. Der 
Träger von Einrichtungen und Diensten erstellt im Hin-
blick auf den jeweiligen Arbeitsbereich ein institutionelles 
Schutzkonzept. Die Ausgestaltung eines solchen Schutz-
konzepts erfolgt in Abstimmung mit der diözesanen Koor-
dinationsstelle (siehe II.).

I. Institutionelles schutzkonzept

1. Personalauswahl und -entwicklung

Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisie-
ren die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstel-
lungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie in 
weiterführenden Mitarbeitergesprächen. In der Aus- und 
Fortbildung ist sie Pflichtthema. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter müssen entsprechend den gesetzlichen und ar-
beitsrechtlichen Regelungen ein erweitertes Führungs-
zeugnis vorlegen. Eine Pflicht zur Vorlage eines erweiter-
ten Führungszeugnisses für ehrenamtlich Tätige besteht, 
soweit es die gesetzlichen Regelungen des jeweiligen 
Bundeslandes bestimmen. Je nach Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen bzw. 
nach Aufgabe und Einsatz im Einzelfall wird von den Ver-
antwortlichen geprüft, ob eine Selbstauskunftserklärung 
vorgelegt werden muss.

1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae 
sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in die-
sem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden 
Form als Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese 
Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Artikels und 
unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: sst.]
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2. Verhaltenskodex und Verpflichtungserklärung

Klare Verhaltensregeln stellen im Hinblick auf den je-
weiligen Arbeitsbereich ein fachlich adäquates Nähe-Dis-
tanz-Verhältnis und einen respektvollen Umgang und ei-
ne offene Kommunikationskultur gegenüber den Kindern 
und Jugendlichen sowie gegenüber den erwachsenen 
Schutzbefohlenen sicher. Ein Verhaltenskodex ist im je-
weiligen Arbeitsbereich partizipativ zu erstellen. Kinder, 
Jugendliche und erwachsene Schutzbefohlene sollen an-
gemessen in die Entwicklung des Verhaltenskodex einge-
bunden werden. Der Verhaltenskodex wird von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlich Tätigen 
durch Unterzeichnung anerkannt. Die Unterzeichnung 
des Verhaltenskodex bzw. einer Verpflichtungserklärung 
ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstel-
lung, für eine Weiterbeschäftigung sowie auch für eine 
Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. Allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind die Sanktionen bei 
Nichteinhaltung bekannt zu machen. Darüber hinaus ist 
der Verhaltenskodex vom Träger in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen.

3. dienstanweisungen und hausinterne Regelungen

Um das Wohl und den Schutz der Kinder und Jugendli-
chen sowie der erwachsenen Schutzbefohlenen zu si-
chern, kann der Träger über den Verhaltenskodex hinaus 
Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen erlas-
sen, die arbeitsrechtliche Verbindlichkeit haben; die Re-
gelungen der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) blei-
ben unberührt.

4. Beratungs- und Beschwerdewege

Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts be-
schreibt der Träger interne und externe Beratungs- und 
Beschwerdewege für die Kinder und Jugendlichen sowie 
die erwachsenen Schutzbefohlenen, für die Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

5. Nachhaltige Aufarbeitung 

Begleitende Maßnahmen sowie Nachsorge in einem ir-
ritierten System bei einem aufgetretenen Vorfall sind Teil 
einer nachhaltigen Präventionsarbeit. Im institutionellen 
Schutzkonzept sind entsprechende Maßnahmen zu be-
schreiben.

6. Qualitätsmanagement

Die Träger haben die Verantwortung dafür, dass Maß-
nahmen zur Prävention nachhaltig Beachtung finden und 
fester Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind. Für 
jede Einrichtung und für jeden Verband sowie ggf. für den 
Zusammenschluss mehrerer kleiner Einrichtungen muss 
eine für Präventionsfragen geschulte Person zur Verfü-
gung stehen, die den Träger bei der Umsetzung des insti-
tutionellen Schutzkonzepts beraten und unterstützen 
kann. Personen mit Opferkontakt oder mit Kontakt zu Be-
schuldigten bzw. Täterinnen oder Tätern erhalten kontinu-
ierlich Supervision.

7. Aus- und Fortbildung

Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert Schu-
lungen insbesondere zu Fragen von 

• angemessener Nähe und Distanz,
• Strategien von Täterinnen und Tätern, 
• Psychodynamiken der Opfer, 
• Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden in-

stitutionellen Strukturen, 

• Straftatbeständen und weiteren einschlägigen rechtli-
chen Bestimmungen, 

• eigener emotionaler und sozialer Kompetenz, 
• Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,
• notwendigen und angemessenen Hilfen für Betroffe-

ne, ihre Angehörigen und die betroffenen Institutionen,
• sexualisierter Gewalt von Kindern und Jugendlichen 

und erwachsenen Schutzbefohlenen an anderen Minder-
jährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen.

Alle in leitender Verantwortung haupt-, neben- oder eh-
renamtlich tätigen Personen in der Arbeit mit Kindern, Ju-
gendlichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen sowie 
alle weiteren in diesen Bereichen leitend Verantwortlichen 
werden zu Fragen der Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt geschult. Dabei bilden die Möglichkeiten zur Verbes-
serung des Wohls und des Schutzes von Kindern, Ju-
gendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen einer-
seits und Vorkehrungen zur Erschwerung von Straftaten 
andererseits einen Schwerpunkt. 

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamt-
lich Tätige in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder 
erwachsenen Schutzbefohlenen werden je nach Art, Dau-
er und Intensität im Umgang mit Kindern und Jugendli-
chen sowie mit erwachsenen Schutzbefohlenen zum The-
ma Prävention gegen sexualisierte Gewalt gründlich ge-
schult beziehungsweise informiert. 

Im Sinne einer Erziehungspartnerschaft wird das The-
ma Prävention gegen sexualisierte Gewalt auch mit Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigten besprochen. Im Hinblick 
auf erwachsene Schutzbefohlene sollen diese Gespräche 
mit den Angehörigen und gesetzlichen Betreuern geführt 
werden.

II. koordinationsstelle zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt

1. Der Diözesanbischof errichtet eine diözesane Koor-
dinationsstelle zur Unterstützung, Vernetzung und Steue-
rung der diözesanen Aktivitäten. Er benennt zur Wahr-
nehmung beziehungsweise Leitung der diözesanen Koor-
dinationsstelle eine oder mehrere qualifizierte Personen 
als Präventionsbeauftragte.

2. Mehrere Diözesanbischöfe können eine interdiöze-
sane Koordinationsstelle einrichten.

3. Für die Ordensgemeinschaften kann der zuständige 
Höhere Ordensobere einen eigenen Präventionsbeauf-
tragten benennen, der mit der Leitung der diözesanen Ko-
ordinationsstelle zusammenarbeitet. 

4. Die diözesane Koordinationsstelle hat insbesondere 
folgende Aufgaben: 

• Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung und 
Umsetzung von institutionellen Schutzkonzepten,

• Organisation von Schulungen für Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
(gem. B. I. Nr. 7),

• Sicherstellung der Qualifizierung und Information der 
für Präventionsfragen geschulten Personen (gem. B. I. 
6.),

• Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und außer-
halb der Diözese, 

• Vernetzung mit kirchlichen und nichtkirchlichen Fach-
beratungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

• Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen 
Qualitätsstandards, 

• Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen, 
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• Fachberatung bei der Planung und Durchführung von 
Präventionsprojekten, 

• Vermittlung von Fachreferentinnen und Fachreferen-
ten, 

• Entwicklung und Information von Präventionsmateri-
alien und -projekten, 

• Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der jeweiligen 
Pressestelle. 

C. GELtUNGsdAUER

Die vorstehende Rahmenordnung gilt für fünf Jahre 
und wird vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals 
einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Nr. 151.  Leitlinien für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener 
Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensan-
gehörige und andere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bi-
schofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

Grundsätzliches

1. In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde 
und Integrität junger Menschen und erwachsener Schutz-
befohlener haben sich die deutschen Bischöfe auf die fol-
genden Leitlinien verständigt. Sie schreiben damit die 
Leitlinien von 2002 und 2010 fort und berücksichtigen die 
Vorgaben, die die Kongregation für die Glaubenslehre in 
ihrem Rundschreiben an die Bischofskonferenzen vom 
3. Mai 2011 gemacht hat.1 

Opfer sexuellen Missbrauchs bedürfen besonderer 
Achtsamkeit. Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt 
geschützt werden. Ihnen und ihren Angehörigen müssen 
bei der Aufarbeitung von Missbrauchserfahrungen Unter-
stützung und Begleitung angeboten werden. Sexueller 
Missbrauch, vor allem an Kindern und Jugendlichen so-
wie an erwachsenen Schutzbefohlenen, ist eine verab-
scheuungswürdige Tat. Gerade wenn Kleriker, Ordensan-
gehörige2 oder sonstige Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 
der Kirche solche begehen,3 erschüttert dies nicht selten 
bei den Opfern und ihren Angehörigen – neben den mög-
lichen schweren psychischen Schädigungen – zugleich 
auch das Grundvertrauen in Gott und die Menschen. Die 

1 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 mitgeteilt, 
dass Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, den von 
Papst Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs weiterzuverfolgen und im 
Hinblick auf die Fälle von sexuellem Missbrauch entschlossen vorzuge-
hen; das heißt, vor allem die Maßnahmen zum Schutz der Minderjähri-
gen, die Hilfe für die, die in der Vergangenheit Opfer derartiger Über-
griffe geworden sind, das angemessene Vorgehen gegen die Schuldi-
gen und den Beitrag der Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formu-
lierung und Umsetzung der nötigen Weisungen in diesem für das Zeug-
nis und die Glaubwürdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich voranzu-
bringen.

2 Unter Ordensangehörige werden im weiteren Verlauf die Mitglieder der 
Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des apostolischen 
Lebens verstanden (vgl. cann. 573 bis 746 CIC).

3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-
Vollversammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 anlässlich 
der Aufdeckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen 
im kirchlichen Bereich.

Täter fügen der Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer 
Sendung schweren Schaden zu.4 Es ist ihre Pflicht, sich 
ihrer Verantwortung zu stellen.5

Die Leitlinien sollen eine abgestimmte Vorgehensweise 
im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz gewährleis-
ten. Sie sind Grundlage für die von den Diözesanbischö-
fen für ihre jeweilige Diözese zu erlassenden Regelun-
gen. Katholische Rechtsträger, die nicht in diözesaner 
Zuständigkeit stehen, sollen vom (Erz-)Bistum nur dann 
als förderungswürdig anerkannt werden, wenn sie sich 
zur Anwendung der Leitlinien oder der jeweiligen diözesa-
nen Regelungen verpflichtet haben. Sofern eigene Rege-
lungen vorliegen, müssen diese von der zuständigen Stel-
le als gleichwertige Regelungen anerkannt werden.

Die Leitlinien gelten auch für karitative Rechtsträger, 
für die gemäß dem Motuproprio „Intima Ecclesiae natura“ 
vom 11. November 2012 der Bischof Letztverantwortung 
ausübt. 

Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen Arbeits- 
und Datenschutzrechts bleiben unberührt. 

Soweit die Leitlinien datenschutzrechtlich nichts ande-
res regeln, gilt die Anordnung über den kirchlichen Daten-
schutz (KDO). Nähere Regelungen zum Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten in Protokollen und sonstigen Un-
terlagen erlässt der Ordinarius.

der Begriff des „sexuellen Missbrauchs“ im sinne  
der Leitlinien

2. Diese Leitlinien berücksichtigen die Bestimmungen 
sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen Rechts. 
Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Leitlini-
en umfasst strafbare sexualbezogene Handlungen. Die 
Leitlinien beziehen sich somit

• sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt so-
wie weitere sexualbezogene Straftaten des Strafgesetz-
buchs (StGB)

• als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST6, nach can. 1387 CIC in Ver-
bindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach can. 1378 
§ 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie 
an Minderjährigen oder Personen begangen werden, de-

4 Vgl. Papst Benedikt XVI., Ansprache an die Bischöfe von Irland anläss-
lich ihres „Ad-limina“-Besuches, 28. Oktober 2006, 4. Absatz; ders. im 
Gespräch mit Peter Seewald im Interview-Buch „Licht der Welt“ vom 
Oktober 2010: „Es ist eine besonders schwere Sünde, wenn jemand, 
der eigentlich den Menschen zu Gott helfen soll, dem sich ein Kind, ein 
junger Mensch anvertraut, um den Herrn zu finden, ihn stattdessen 
missbraucht und vom Herrn wegführt. Dadurch wird der Glaube als sol-
cher unglaubwürdig, kann sich die Kirche nicht mehr glaubhaft als Ver-
künderin des Herrn darstellen“ (S. 42).

5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Katho-
liken in Irland vom 19. März 2010, Nr. 7: „Ihr [die Ihr Kinder missbraucht 
habt] habt das Vertrauen, das von unschuldigen jungen Menschen und 
ihren Familien in Euch gesetzt wurde, verraten, und Ihr müsst Euch vor 
dem allmächtigen Gott und vor den zuständigen Gerichten dafür ver-
antworten. … Ich mahne Euch, Euer Gewissen zu erforschen, Verant-
wortung für die begangenen Sünden zu übernehmen und demütig Euer 
Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerechtigkeit ruft uns dazu auf, 
Rechenschaft über unsere Taten abzulegen und nichts zu verheimli-
chen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der Recht-
sprechung, aber verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“ 

6 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae 
sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in die-
sem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden 
Form als Normae de delictis Congregationi pro doctrina Fidei reserva-
tis seu Normae de delictis contra fidem necnon de gravioribus delictis 
vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter Nennung 
des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das 
Bezugsdokument: sst.]
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ren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist 
(Art. 6 § 1 n. 1 SST).

Zusätzlich finden sie unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei Handlungen 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen 
oder erzieherischen sowie im betreuenden oder pflegeri-
schen Umgang mit Kindern und Jugendlichen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen eine Grenzverletzung oder 
einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen. 

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit 
sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und erwach-
senen Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher Einwilli-
gung, ohne Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen 
Willen erfolgen. Dies umfasst auch alle Handlungen zur 
Vorbereitung, Durchführung und Geheimhaltung sexuali-
sierter Gewalt.

Den seitens der Kirche Handelnden muss daher stets 
bewusst sein, dass es bezüglich der hier zu berücksichti-
genden strafbaren Handlungen in den beiden Rechtsbe-
reichen unterschiedliche Betrachtungsweisen geben kann 
(zum Beispiel bzgl. des Kreises der betroffenen Perso-
nen, des Alters des Opfers, der Verjährungsfrist). Den Be-
stimmungen beider Rechtsbereiche ist zu entsprechen. 
Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen sind die zum Zeit-
punkt des Untersuchungsbeginns geltenden Verfahrens-
regeln, unabhängig davon, wie lange der sexuelle Miss-
brauch zurückliegt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Leitli-
nien sind behinderte, gebrechliche oder kranke Personen, 
gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige und ande-
re Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine besondere Sor-
gepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge oder Obhut anver-
traut sind, und bei denen aufgrund ihrer Schutz- und Hilfe-
bedüftigkeit eine besondere Gefährdung gemäß Leitlinie 
Nr. 2 besteht.

B. zUstäNdIGkEItEN

Ernennung von Ansprechpersonen und Einrichtung  
eines Beraterstabs

4. Der Diözesanbischof beauftragt mindestens zwei 
geeignete Personen als Ansprechpersonen für Hinweise 
auf tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines se-
xuellen Missbrauchs an Minderjährigen sowie an erwach-
senen Schutzbefohlenen durch Kleriker oder andere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst. 

Es empfiehlt sich, darauf zu achten, dass sowohl eine 
Frau als auch ein Mann benannt werden.

5. Die beauftragten Ansprechpersonen sollen keine 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des (Erz-)Bistums im ak-
tiven Dienst sein. 

6. Name und Anschrift der beauftragten Ansprechper-
sonen werden auf geeignete Weise bekannt gemacht, 
insbesondere im Amtsblatt und auf der Internetseite des 
Bistums.

7. Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen 
des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und erwachsener Schutzbefohlener einen ständigen Be-
raterstab ein. Diesem gehören neben den beauftragten 
Ansprechpersonen insbesondere Frauen und Männer mit 
psychiatrisch-psychotherapeutischem, pastoralem sowie 

juristischem7 und kirchenrechtlichem Sachverstand und 
fundierter fachlicher Erfahrung und Kompetenz in der Ar-
beit mit Opfern sexuellen Missbrauchs an. Dem Berater-
stab können auch Personen angehören, die im kirchlichen 
Dienst beschäftigt sind. Im Einzelfall können weitere fach-
lich geeignete Personen hinzugezogen werden.

8. Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam ei-
nen interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9. Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt un-
berührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information  
des ordinarius

10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hin-
weise auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen durch Kleriker, Ordens-
angehörige oder andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im kirchlichen Dienst entgegen und nehmen eine erste 
Bewertung der Hinweise auf ihre Plausibilität und im Hin-
blick auf das weitere Vorgehen vor. 

11. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst haben schnellstmöglich die zuständige Person der 
Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäftigt sind, 
über diesbezügliche Sachverhalte und Hinweise, die ih-
nen zur Kenntnis gelangt sind, zu informieren. Sie können 
sich aber auch direkt an die beauftragten Ansprechperso-
nen wenden.

Unter Wahrung der Bestimmungen über das Beichtge-
heimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC8) besteht im Rah-
men von seelsorglichen Gesprächen die Pflicht zur Wei-
terleitung an eine der beauftragten Ansprechpersonen 
immer dann, wenn Gefahr für Leib und Leben droht sowie 
wenn weitere mutmaßliche Opfer betroffen sein könnten. 
Hierbei sind die Bestimmungen des § 203 StGB zu be-
achten. Etwaige gesetzliche Verschwiegenheitspflichten 
oder Mitteilungspflichten gegenüber staatlichen Stellen 
(zum Beispiel Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegen-
über Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt.

12. Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, wenn 
sie tatsächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen beinhal-
ten.

13. Der Ordinarius wird unabhängig von den Plausibili-
tätsabwägungen von den beauftragten Ansprechperso-
nen unverzüglich informiert (vgl. Leitlinie Nr. 10). Dies gilt 
auch für die zuständige Person der Leitungsebene (vgl. 
Leitlinie Nr. 11). Der Ordinarius hat dafür Sorge zu tragen, 
dass andere informiert werden, die für die beschuldigte 
Person eine besondere Verantwortung tragen: bei Kleri-
kern, die einer anderen Diözese oder einem anderen In-
kardinationsverband angehören, der Inkardinationsordi-
narius; bei Ordensangehörigen der zuständige Höhere 
Ordensobere.

zuständigkeiten im weiteren Verlauf

14. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf 
Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des Wohnsit-
zes der beschuldigten Person (vgl. can. 1408 CIC) oder 
der Ortsordinarius des Ortes, an dem die Straftat began-
gen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder der Inkardinati-

7 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu gewährleis-
ten.

8 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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onsordinarius der beschuldigten Person. Der erstinfor-
mierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass eine Entschei-
dung über die Zuständigkeit für das weitere Verfahren 
zeitnah getroffen wird.

15. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auf-
trag tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der die-
sen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verantwortung 
des Höheren Ordensoberen. Soweit die Ordensangehöri-
gen nicht mehr im bischöflichen Auftrag tätig sind, unter-
stützt der Diözesanbischof den Höheren Ordensoberen.

16. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den je-
weiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird dringend na-
hegelegt, den örtlich betroffenen Diözesanbischof über 
tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexu-
ellen Missbrauchs an Minderjährigen oder erwachsenen 
Schutzbefohlenen in ihrem Verantwortungsbereich sowie 
über die eingeleiteten Schritte zu informieren (vgl. Leitlinie 
Nr. 29).

C. VoRGEHEN NACH kENNtNIsNAHME EINEs 
HINWEIsEs

Gespräch mit dem mutmaßlichen opfer

17. Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern 
oder Personensorgeberechtigten) über einen Verdacht 
des sexuellen Missbrauchs informieren möchte, verein-
bart eine der beauftragten Ansprechpersonen ein Ge-
spräch. In Abstimmung mit dem Ordinarius kann die be-
auftragte Ansprechperson eine weitere Person hinzuzie-
hen. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern oder Per-
sonensorgeberechtigten) kann zu dem Gespräch eine 
Person des Vertrauens hinzuziehen. Auf die Verpflich-
tung, einen Missbrauchsverdacht nach den Vorschriften 
der Leitlinien Nrn. 29 und 30 den Strafverfolgungs- und 
anderen zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist zu Be-
ginn des Gesprächs hinzuweisen. Ebenso ist in geeigne-
ter Weise auf die Tragweite der Beschuldigung hinzuwei-
sen.

18. Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem 
Schutz vor öffentlicher Preisgabe von Informationen, die 
vertraulich gegeben werden, wird besondere Beachtung 
beigemessen. 

19. Das Gespräch, bei dem auch die Personalien mög-
lichst vollständig aufzunehmen sind, wird protokolliert. 
Das Protokoll ist von allen Anwesenden zu unterzeich-
nen. 

20. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten) wird zu einer eigenen Anzei-
ge bei den Strafverfolgungsbehörden ermutigt.

21. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Ge-
sprächs informiert.

Anhörung der beschuldigten Person

22. Sofern dadurch die Aufklärung des Sachverhalts 
nicht gefährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden nicht behindert werden, hört ein Vertreter 
des Ordinarius bzw. des Dienstgebers unter Hinzuzie-
hung eines Juristen – eventuell in Anwesenheit der beauf-
tragten Ansprechperson – die beschuldigte Person zu 
den Vorwürfen an. Der Schutz des mutmaßlichen Opfers 
muss in jedem Fall sichergestellt sein, bevor das Ge-
spräch stattfindet. In den Fällen, bei denen sexueller 
Missbrauch mit einer Straftat gegen die Heiligkeit des 

Bußsakramentes (vgl. Art. 4 SST) verbunden ist, darf der 
Name des mutmaßlichen Opfers nur mit dessen aus-
drücklicher Zustimmung der beschuldigten Person ge-
nannt werden (vgl. Art. 24 § 1 SST).

23. Die beschuldigte Person kann eine Person ihres 
Vertrauens hinzuziehen. 

24. Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit 
der Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 2 
CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie darauf 
hinzuweisen, dass sie unter allen Umständen verpflichtet 
sind, das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. cann. 983 und 
984 CIC9).

25. Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht 
nach den Vorschriften der Leitlinien Nr. 29 den Strafver-
folgungs- und anderen zuständigen Behörden weiterzulei-
ten, ist hinzuweisen. Die beschuldigte Person wird über 
die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei den Strafverfol-
gungsbehörden informiert.

26. Das Gespräch wird protokolliert. Das Protokoll ist 
von allen Anwesenden zu unterzeichnen. 

27. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Ge-
spräches informiert.

28. Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht 
die Pflicht zur Fürsorge. Sie steht – unbeschadet erforder-
licher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis des 
Gegenteils unter Unschuldsvermutung.

zusammenarbeit mit den staatlichen strafverfolgungs- 
und anderen zuständigen Behörden

29. Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer 
sexualbezogener Straftaten des Strafgesetzbuchs (StGB) 
an Minderjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen 
vorliegen, leitet ein Vertreter des Ordinarius die Informati-
onen an die staatliche Strafverfolgungsbehörde und – so-
weit rechtlich geboten – an andere zuständige Behörden 
(z. B. Jugendamt, Schulaufsicht) weiter. Rechtliche Ver-
pflichtungen anderer kirchlicher Organe bleiben unbe-
rührt.

30. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an 
die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahmsweise, 
wenn dies dem ausdrücklichen Willen des mutmaßlichen 
Opfers (bzw. dessen Eltern oder Personensorgeberech-
tigten) entspricht und der Verzicht auf eine Mitteilung 
rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die Strafverfol-
gungsbehörden einzuschalten, wenn weitere Gefährdun-
gen zu befürchten sind oder weitere mutmaßliche Opfer 
ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der Taten 
haben könnten.

31. Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung be-
dürfen einer genauen Dokumentation, die von dem mut-
maßlichen Opfer (ggf. seinen Eltern bzw. Personensorge-
berechtigten) zu unterzeichnen ist.

kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß  
can. 1717 § 1 CIC

32. Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine 
Straftat eines Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius ge-

9 Vgl. auch Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 
5 SST.
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mäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchenrechtliche 
Voruntersuchung ein und benennt den Voruntersu-
chungsführer. Der Voruntersuchungsführer führt die An-
hörung der beschuldigten Person unter Beachtung der 
Leitlinien Nrn. 22 bis 29. Besteht die Gefahr, dass die Er-
mittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehörden behindert 
wird, muss die kirchenrechtliche Voruntersuchung ausge-
setzt werden.

33. Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersu-
chung fasst der Voruntersuchungsführer in einem Bericht 
an den Ordinarius zusammen. Die Voruntersuchungsak-
ten sind gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

34. Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung 
den Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Ordi-
narius gemäß Art. 16 SST die Kongregation für die Glau-
benslehre, und zwar in allen Fällen, die nach dem 30. Ap-
ril 2001 zur Anzeige gebracht worden sind, und insofern 
der Beschuldigte noch am Leben ist, unabhängig davon, 
ob die kanonische Strafklage durch Verjährung erloschen 
ist oder nicht. Diese Information geschieht unter Verwen-
dung eines Formblattes der Kongregation, unter Übersen-
dung einer Kopie der Voruntersuchungsakten und unter 
Beifügung eines Votums des Ordinarius sowie einer Stel-
lungnahme des Beschuldigten. Allein Sache der Kongre-
gation ist es zu entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: 
ob sie gegebenenfalls die Verjährung aufhebt (Art. 7 § 1 
SST), ob sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 21 § 2 n. 2 
SST), ob die Entscheidung mittels eines gerichtlichen 
(Art. 21 § 1 SST) oder eines außergerichtlichen Strafver-
fahrens auf dem Verwaltungswege (Art. 21 § 2 n. 1 SST) 
getroffen werden soll.

35. Eine ähnliche Vorgehensweise wie in Leitlinie 
Nrn. 32 bis 33 ist bei Ordensangehörigen gemäß can. 695 
§ 2 CIC geboten, unabhängig davon, ob es sich bei ihnen 
um Kleriker handelt. Dafür ist zuständig der Höhere Or-
densobere.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

36. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen 
oder erwachsenen Schutzbefohlenen vor, entscheidet der 
Ordinarius über das weitere Vorgehen unter Berücksichti-
gung der kirchen- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen.

Im Falle von Klerikern kann er gemäß Art. 19 SST kon-
krete, in can. 1722 CIC aufgeführte Maßnahmen verfügen 
(zum Beispiel Freistellung vom Dienst; Fernhalten vom 
Dienstort bzw. Arbeitsplatz; Fernhalten von Tätigkeiten, 
bei denen Minderjährige gefährdet werden könnten).

37. Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete 
Person benennt, unterrichtet er die beauftragte Ansprech-
person über die beschlossenen Maßnahmen und den je-
weiligen Stand der Umsetzung, damit diese das mutmaß-
liche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. Personensorgeberech-
tigten) davon in Kenntnis setzen kann.

38. Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinaus-
gehende Regelungen gelten, finden diese entsprechende 
Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklärten 
Fällen

39. Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs 
nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, zum Bei-
spiel weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche 

Anhaltspunkte bestehen, die die Annahme eines sexuel-
len Missbrauchs an Minderjährigen oder erwachsenen 
Schutzbefohlenen rechtfertigen, sollen sich die zuständi-
gen kirchlichen Stellen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
selbst um Aufklärung bemühen. Die Leitlinien Nrn. 36 und 
37 gelten entsprechend; bei Klerikern bis zu einer Ent-
scheidung der Kongregation für die Glaubenslehre. 

40. Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches 
Gutachten zur beschuldigten Person und ggf. auch ein 
Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des mutmaßli-
chen Opfers eingeholt werden.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung

41. Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht 
als unbegründet, ist dies durch den Ordinarius im Ab-
schlussdekret der kirchenrechtlichen Voruntersuchung 
festzuhalten. Dieses Dekret ist zusammen mit den Unter-
suchungsakten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

42. Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf einer 
fälschlich beschuldigten oder verdächtigten Person durch 
geeignete Maßnahmen wiederherzustellen (vgl. can. 1717 
§ 2 CIC bzw. can. 220 CIC).

d. HILFEN

Hilfen für das opfer

43. Dem Opfer und seinen Angehörigen werden Hilfen 
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote orientieren 
sich an dem jeweiligen Einzelfall. Zu den Hilfsangeboten 
gehören seelsorgliche und therapeutische Hilfen. Das 
Opfer kann Hilfe nichtkirchlicher Einrichtungen in An-
spruch nehmen. Diese Möglichkeit besteht auch, wenn 
der Fall verjährt oder die beschuldigte Person verstorben 
ist. Unabhängig davon können Opfer „Leistungen in Aner-
kennung des Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs 
zugefügt wurde“, über die beauftragten Ansprechperso-
nen beantragen.

44. Für die Entscheidung über die Gewährung von 
konkreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selbst-
ständige kirchliche Einrichtungen der Träger.

45. Bei der Gewährung von Hilfen für ein Missbrauchs-
opfer ist ggf. eng mit dem zuständigen Jugendamt oder 
anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, dekanate 
und Pfarreien

46. Die zuständigen Personen der betroffenen kirchli-
chen Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien werden von 
dem Ordinarius über den Stand eines laufenden Verfah-
rens informiert. Sie und ihre Einrichtungen bzw. Dekanate 
und Pfarreien können Unterstützung erhalten, um die mit 
dem Verfahren und der Aufarbeitung zusammenhängen-
den Belastungen bewältigen zu können.

E. koNsEQUENzEN FÜR dEN tätER

47. Gegen im kirchlichen Dienst Tätige, die Minderjäh-
rige oder erwachsene Schutzbefohlene sexuell miss-
braucht haben, wird im Einklang mit den jeweiligen staatli-
chen und kirchlichen dienst- oder arbeitsrechtlichen Re-
gelungen vorgegangen.
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48. Die betreffende Person wird nicht in der Arbeit mit 
Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohle-
nen im kirchlichen Bereich eingesetzt.

49. Über die betreffende Person wird ein forensisch-
psychiatrisches Gutachten zur Risikoabschätzung einge-
holt. Täter, bei denen eine behandelbare psychische Stö-
rung vorliegt, sollen sich einer Therapie unterziehen. 

50. Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsorge-
dienst ist – unter Beachtung der gegen ihn verhängten 
Strafen – auszuschließen, wenn dieser Dienst eine Ge-
fahr für Minderjährige oder erwachsene Schutzbefohlene 
darstellt oder ein Ärgernis hervorruft.10 Diese Maßnahme 
kann auch dann ergriffen werden, wenn die Tat verjährt 
ist.

51. Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, 
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder Aufla-
gen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern auch für 
die Zeit des Ruhestands.

52. Bei einem des sexuellen Missbrauchs gemäß 
can. 1395 § 2 CIC überführten Mitglied einer Ordensge-
meinschaft ist gemäß can. 695 § 1 CIC vorzugehen.

53. Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der 
strafbare sexualbezogene Handlungen im Sinne dieser 
Leitlinien (vgl. Leitlinie Nr. 2) begangen hat, innerhalb der 
Diözese versetzt und erhält er einen neuen Dienstvorge-
setzten, wird dieser über die besondere Problematik und 
eventuelle Auflagen unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorschriften schriftlich informiert. Bei Versetzung oder 
Verlegung des Wohnsitzes in eine andere Diözese wird 
der Diözesanbischof bzw. der Ordensobere, in dessen 
Jurisdiktionsbereich der Täter sich künftig aufhält, ent-
sprechend der vorstehenden Regelung in Kenntnis ge-
setzt. Gleiches gilt gegenüber einem neuen kirchlichen 
Dienstvorgesetzen und auch dann, wenn der sexuelle 
Missbrauch nach Versetzung bzw. Verlegung des Wohn-
sitzes sowie nach dem Eintritt in den Ruhestand bekannt 
wird. Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im kirchlichen 
Dienst, die ihren Arbeitsbereich beim selben Rechtsträger 
wechseln, ist der neue Fachvorgesetzte unter Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften in geeigneter Weise zu in-
formieren. Diese Informationspflicht gilt auch für die nicht 
strafbaren sexualbezogenen Handlungen, die in Leitlinie 
Nr. 2 genannt sind.

F. öFFENtLICHkEIt

54. Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persön-
lichkeitsschutzes der Betroffenen in angemessener Wei-
se informiert.

G. sPEzIELLE PRäVENtIVE MAssNAHME

55. Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer 
Person Tendenzen zu sexuellem Fehlverhalten vorliegen, 
wird eine forensisch-psychiatrische Begutachtung drin-
gend angeraten. Im Übrigen erfolgt die Prävention im Sin-
ne der Rahmenordnung „Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und erwachsenen Schutzbe-
fohlenen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ in 
der jeweils geltenden Fassung.

10 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die 
Bischofskonferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. Mai 2011).

H. VoRGEHEN BEI sEXUELLEM MIssBRAUCH 
MINdERJäHRIGER odER ERWACHsENER 

sCHUtzBEFoHLENER dURCH EHRENAMtLICH 
tätIGE PERsoNEN

56. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Kin-
dern und Jugendlichen gelten die Vorschriften des Bun-
deskinderschutzgesetzes. Personen, die sich des sexuel-
len Missbrauchs Minderjähriger schuldig gemacht haben, 
werden in der ehrenamtlichen Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen im kirchlichen Bereich nicht eingesetzt (§ 72a 
Abs. 4 SGB VIII).

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minder-
jähriger oder erwachsener Schutzbefohlener durch ehren-
amtlich tätige Personen im kirchlichen Bereich gelten die-
se Leitlinien bezüglich der notwendigen Verfahrensschrit-
te und Hilfsangebote entsprechend.

I. GELtUNGsdAUER

58. Die vorstehenden Leitlinien gelten fünf Jahre und 
werden vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals 
einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Nr. 152. Neues Gotteslob – Gemeinsames Wort der 
deutschen Bischöfe

Liebe Schwestern, liebe Brüder,
wenn Sie im deutschen Sprachgebiet einen Got-

tesdienst mitfeiern, sei es in den Alpen oder an der 
Ostsee, werden Sie immer wieder ein ganz be-
stimmtes Buch in den Händen halten: das Gottes-
lob. In Kirchen und Kapellen hat es seinen festen 
Platz und genauso in den meisten katholischen 
Haushalten – seit beinahe vier Jahrzehnten.

Der Glaube der Kirche ist der Glaube an Christus 
und bleibt stets derselbe. Aber Lebenswirklichkei-
ten, Sprache und ästhetisches Empfinden wandeln 
sich. Und daher haben die Bischofskonferenzen 
Deutschlands und Österreichs zusammen mit dem 
Bischof von Bozen-Brixen beschlossen, ein neues 
Gebet- und Gesangbuch herauszugeben – denn 
zeitlos Gültiges erfordert zeitgemäßen Zugang. Es 
folgte ein intensiver Arbeitsprozess, den viele Ex-
pertinnen und Experten aus Wissenschaft und Pra-
xis mit großem Einsatz mitgestaltet haben und an 
dem auch eine große Anzahl von Pfarrgemeinden in 
einer Erprobungsphase beteiligt war.

Nach zehn Jahren liegt es nun vor: das neue Ge-
bet- und Gesangbuch, das auch in Zukunft den guten 
Namen Gotteslob trägt. Bewährtes bleibt erhalten, 
alte Schätze werden wiederentdeckt und auch Neu-
es kommt reichlich zur Geltung. Mit seinem vielfälti-
gen Angebot an Gesängen und Texten bietet das 
Gotteslob weiterhin wertvolle Hilfen für eine lebendi-
ge Mitfeier der Liturgie und den Empfang der Sakra-
mente, für das gemeinschaftliche und das persönli-
che Gebet mit einer großen Bandbreite unterschiedli-
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Dokumente des Erzbischofs

Nr. 153. Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-
Westfalen vom 7. Oktober 2013

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born (Regional-KODA NW) hat am 7. Oktober 2013 be-
schlossen:

I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung  
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, Stück 22, 
Nr. 283. ff.), zuletzt geändert am 21.05.2013 (Kirchliches 
Amtsblatt 2013, Stück 6, Nr. 72.), wird wie folgt geändert:

In § 3 Absatz 2 des Anhangs zur Anlage 20 wird im 
ersten Spiegelstrich die Zahl „23“ durch die Zahl „32“ er-
setzt.

II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten rückwirkend 
zum 1. Mai 2013 in Kraft.

Den vorstehenden Beschluss der Regional-KODA set-
ze ich hiermit für das Erzbistum Paderborn in Kraft.

Paderborn, 24.10.2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 5/A 38-20.01.1/210

Nr. 154. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Stockkämpen

Durch Dekret vom 19. April 2007 wurde zum 1. Juli 
2007 der Pastoralverbund Stockkämpen errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Stock-
kämpen einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 64).

Daher führt der Pastoralverbund Stockkämpen künftig 
die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund stockkämpen.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.64.1/1

Nr. 155. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Bad Wildungen-Waldeck

Durch Dekret vom 24. September 2004 wurde zum 
1. November 2004 der Pastoralverbund Bad Wildungen-
Waldeck errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 

cher Themen. Neu hinzugekommen sind gottes-
dienstliche Formen wie Tagzeitenliturgien, Wort-Got-
tes-Feiern und häusliche Andachten. So verbindet 
das neue Gotteslob im Grunde drei Bücher in einem 
einzigen Buch: Es ist ein Liturgiebuch, ein Gebet- 
und Gesangbuch und ebenso ein Hausbuch.

Die Einführung des neuen Gotteslob erfolgt ab 
dem Ersten Advent 2013, dem Beginn des neuen 
Kirchenjahres, schrittweise in allen Diözesen.

Wir Bischöfe hoffen, dass dieses Buch für die 
heutige Zeit das sein kann, was sein Vorgänger für 
die vergangenen Jahrzehnte war: ein zuverlässiger 
Begleiter auf dem Glaubensweg, der hilft, dass un-
ser Lob des dreifaltigen Gottes – sei es Preis oder 
Dank, Klage oder Bitte – lebendig bleibt. Wenn dies 

gelingt, dann wird das Buch seinen Namen Gottes-
lob zu Recht tragen.

In diesem Sinne wünschen wir dem neuen Got-
teslob eine gute Aufnahme – uns allen aber viel 
Freude damit und Gottes Segen!

Würzburg, den 26. August 2013 

Für das Erzbistum Paderborn

Erzbischof von Paderborn 

zu verlesen am Christkönigssonntag 2013 in allen Got-
tesdiensten einschließlich des Vorabends.
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2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Bad 
Wildungen-Waldeck einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. 
Nr. 86).

Daher führt der Pastoralverbund Bad Wildungen-Wal-
deck künftig die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Bad Wildungen- 
Waldeck.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.86.1/1

Nr. 156. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund At-
tendorn

Durch Dekret vom 23. November 2001 wurde zum 
1. Januar 2002 der Pastoralverbund Attendorn errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Atten-
dorn einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 75).

Daher führt der Pastoralverbund Attendorn künftig die 
Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Attendorn.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.75.1/1

Nr. 157. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Wittgenstein

Durch Dekret vom 25. Oktober 2004 wurde zum 1. De-
zember 2004 der Pastoralverbund Wittgenstein errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Witt-
genstein einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 73).

Daher führt der Pastoralverbund Wittgenstein künftig 
die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Wittgenstein.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.73.1/1

Nr. 158. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Südliches Siegerland

Durch Dekret vom 29. September 2003 wurde zum 
1. November 2003 der Pastoralverbund Südliches Sieger-
land errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Südli-
ches Siegerland einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. 
Nr. 70).

Daher führt der Pastoralverbund Südliches Siegerland 
künftig die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund südliches siegerland.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.70.1/1

Nr. 159. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund Re-
ckenberg

Durch Dekret vom 18. Februar 2003 wurde zum 1. April 
2003 der Pastoralverbund Reckenberg errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Re-
ckenberg einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 65).

Daher führt der Pastoralverbund Reckenberg künftig 
die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Reckenberg.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.65.1/1
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Nr. 160. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Wendener Land

Durch Dekret vom 4. November 2010 wurde zum 
1. Dezember 2010 der Pastoralverbund Wendener Land 
errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Wen-
dener Land einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 76).

Daher führt der Pastoralverbund Wendener Land künf-
tig die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Wendener Land.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.76.1/1

Nr. 161. Dekret Pastoraler Raum Pastoralverbund 
Mindener Land

Durch Dekret vom 12. Januar 2005 wurde zum 1. März 
2005 der Pastoralverbund Mindener Land errichtet.

Gemäß dem „Diözesangesetz zur territorialen Fort-
schreibung der pastoralen Räume im Erzbistum Pader-
born (2. Zirkumskriptionsgesetz)“ vom 17. Dezember 
2009 (KA 2010, Nr. 2.) bildet der Pastoralverbund Minde-
ner Land einen Pastoralen Raum (Art. 2, Lfd. Nr. 36).

Daher führt der Pastoralverbund Mindener Land künftig 
die Bezeichnung:

Pastoraler Raum Pastoralverbund Mindener Land.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.36.1/1

Nr. 162.  Urkunde über die Aufhebung der Katholi-
schen Kirchengemeinden Pfarrei Herz Jesu 
Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus Senne I, 
Pfarrei St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarr-
vikarie St. Michael Ummeln, Pfarrvikarie  
St. Kunigunde Sennestadt und über die Er-
richtung der Katholischen Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld

Nach Durchführung der erforderlichen Anhörungen 
wird bestimmt:

Artikel 1

Die Katholischen Kirchengemeinden Pfarrei Herz Jesu 
Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus Senne I, Pfarrei 
St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarrvikarie St. Michael 
Ummeln und Pfarrvikarie St. Kunigunde Sennestadt wer-
den gemäß can. 515 § 2 CIC aufgehoben.

Als unmittelbare Rechtsnachfolgerin wird die Katholi-
sche Kirchengemeinde Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld er-
richtet.

Damit erlischt zugleich der bisherige Pastoralverbund 
Bielefeld-Süd.

Artikel 2

Die Grenze der Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei 
St. Elisabeth Bielefeld bilden die bisherigen Außengren-
zen der aufgehobenen Kirchengemeinden.

Artikel 3

Die bisherige Pfarrkirche Herz Jesu in Brackwede wird 
unter Beibehaltung ihres Kirchentitels (can. 1218 CIC) 
Pfarrkirche der neu errichteten Katholischen Kirchenge-
meinde Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld und die bisherigen 
Pfarrkirchen St. Bartholomäus (Senne I) und St. Thomas 
Morus (Sennestadt) sowie die bisherigen Pfarrvikariekir-
chen St. Michael (Ummeln) und St. Kunigunde (Senne-
stadt) werden unter Beibehaltung ihres Kirchentitels Filial-
kirchen der Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei St. Eli-
sabeth Bielefeld.

Die Kirchenbücher, die Archive sowie sämtliche Akten 
der Katholischen Kirchengemeinden Pfarrei Herz Jesu 
Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus Senne I, Pfarrei 
St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarrvikarie St. Michael 
Ummeln und Pfarrvikarie St. Kunigunde Sennestadt wer-
den mit dem 31. Dezember 2013 geschlossen. Die ge-
schlossenen Kirchenbücher, die Archive sowie sämtliche 
Akten werden der Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei 
St. Elisabeth Bielefeld als ausschließlicher Rechtsnach-
folgerin zugeführt.

Ab dem 1. Januar 2014 erfolgen Eintragungen nur 
noch in den neu zu beginnenden Kirchenbüchern der neu 
errichteten Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei St. Eli-
sabeth Bielefeld.

Artikel 4

Mit Aufhebung der Katholischen Kirchengemeinden 
Pfarrei Herz Jesu Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus 
Senne I, Pfarrei St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarrvika-
rie St. Michael Ummeln und Pfarrvikarie St. Kunigunde 
Sennestadt geht deren gesamtes bewegliches und unbe-
wegliches Vermögen im Wege der Gesamtrechtsnachfol-
ge auf die Katholische Kirchengemeinde Pfarrei St. Elisa-
beth Bielefeld über. Gleiches gilt für bestehende Forde-
rungen und Verbindlichkeiten.

Artikel 5

Mit Aufhebung der Katholischen Kirchengemeinden 
Pfarrei Herz Jesu Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus 
Senne I, Pfarrei St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarrvika-
rie St. Michael Ummeln und Pfarrvikarie St. Kunigunde 
Sennestadt geht deren in den Grundbüchern von Brack-
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wede, Senne I, Sennestadt und Ummeln eingetragenes 
Grundvermögen: 

Grundbuch von Brackwede Blatt 4864

Eigentümer: katholische kirchengemeinde in Biele- 
feld 14

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Brackwede 16 826 2256 Gebäude- und Frei-
fläche, 
Papenkamp 19

und

Grundbuch von Brackwede Blatt 4392

Eigentümer: katholische kirchengemeinde, Biele-  
feld 14

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Brackwede 12 624 11 858 Verkehrsfläche, 
Friedhof, 
Brackweder Straße

und

Grundbuch von senne I Blatt 2220

Eigentümer: katholische kirchengemeinde st. Bartolo-
mäus in Bielefeld-senne I

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Senne I 7 198 1171 Verkehrsfläche
Hof- und Gebäude-
fläche, Wittestraße 6

Senne I 7 894 3362 Gebäude- und Frei-
fläche, Verkehrsflä-
che, Windelsbleicher 
Straße 236

Senne I 7 955 2512 Gebäude- und Frei-
fläche, Waldfläche, 
Vormbrockstraße 3

und

Grundbuch von senne I Blatt 2351

Eigentümer: katholische Pfarrvikariegemeinde st. Bar-
tholomäus, Bielefeld 12

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Senne I 16 926 19 Erholungsfläche, 
Sonnentauweg

Senne I 16 928 2933 Erholungsfläche, 
Gebäude- und Frei-
fläche, Waldfläche, 
Sonnentauweg 15

Senne I 16 1150 4578 Erholungsfläche, 
Gebäude- und Frei-
fläche, Verkehrsflä-
che, Waldfläche, 
Sonnentauweg 15

und

Grundbuch von senne I Blatt 996

Eigentümer: katholische kirchengemeinde „st. Bartho-
lomäus“, Bielefeld-senne I

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Senne I 6 291 09 Hofraum, zu Hs. Nr. 19, 
Auf dem Plock 19

Senne I 5 1981 3736 Hof- und Gebäude-
fläche, Feilenhauer-
weg 2, 4, 6

und

Grundbuch von sennestadt Blatt 4861

Eigentümer: katholische Pfarrgemeinde st. thomas 
Morus in Bielefeld

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Sennestadt 3 1533 7025 Gebäude- und Frei-
fläche, Rheinallee 46, 
50, 48

und

Grundbuch von Ummeln Blatt 818

Eigentümer: katholische Pfarrvikarie st. Michael in Bie-
lefeld 14

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Ummeln 37 2209 4015 Gebäude- und Frei-
fläche, Am Depen-
brocks Hof 39

und

Erbbaugrundbuch von Ummeln Blatt 1171

Erbbauberechtigte: katholische kirchengemeinde st. Mi-
chael in Bielefeld-Ummeln

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Erbbaurecht an dem in Blatt 1923 verzeichneten Grund-
stück:
Ummeln 37 2365 945 Gebäude- und Frei-

fläche, öffentlich, Am 
Depenbrocks Hof 39

und

Grundbuch von sennestadt Blatt 2636

Eigentümer: katholische Pfarrvikarie st. kunigunde, 
Bielefeld

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Sennestadt 11 740 66 Wald (Holzung), 
Hirschweg

Sennestadt 11 741 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 742 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 743 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 744 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg
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Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Sennestadt 11 745 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 746 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 747 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 748 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 749 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 750 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 751 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 752 16 Gebäude- und Frei-
fläche, Hirschweg

Sennestadt 11 753 258 Hofraum, Hirschweg
Sennestadt 11 3486 7446 Gebäude- und Frei-

fläche, öffentliche 
Zwecke, Laubwald, 
Hirschweg 45

Sennestadt 11 3487 1847 Gebäude- und Freiflä-
che, öffentliche Zwe-
cke, Hirschweg 39, 41

Sennestadt 11 3488 1509 Gebäude- und Frei-
fläche, Wohnen, 
Hirschweg 43

auf die neu errichtete Katholische Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld über.

Die Grundbücher sind entsprechend zu berichtigen.

Artikel 6

Die kirchlichen Institutionen mit eigener Rechtspersön-
lichkeit (sog. Fondsvermögen) innerhalb der bisherigen 
Katholischen Kirchengemeinden Pfarrei Herz Jesu Brack-
wede, Pfarrei St. Bartholomäus Senne I, Pfarrei St. Tho-
mas Morus Sennestadt, Pfarrvikarie St. Michael Ummeln 
und Pfarrvikarie St. Kunigunde Sennestadt bleiben beste-
hen und werden ab dem Zeitpunkt des Vollzugs dieser 
Urkunde vom Kirchenvorstand der Katholischen Kirchen-
gemeinde Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld verwaltet.

Bei dem nachfolgend aufgelisteten Grundbesitz der be-
stehen bleibenden kirchlichen Institutionen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ist die Eigentümerbezeichnung in 
Abteilung I des jeweiligen Grundbuchs, wie angegeben, 
anzupassen:

Grundbuch von Brackwede Blatt 4391

Eigentümer: katholische kirchengemeinde Bielefeld 14 
(Pfarrfonds)

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Brackwede 8 311 6872 Gebäude- und Frei-
fläche, Mischnutzung, 
Waldfläche, Schul-
straße 36, 36 a und 
Mackebenstraße 17

mit der Anpassung der Bezeichnung des Eigentümers 
in Abteilung I jetzt:

Eigentümer: Pfarrfonds, Bielefeld 14 (in der katholi-
schen kirchengemeinde Pfarrei st. Elisabeth Bielefeld)

und

Grundbuch von Brackwede Blatt 2072

Eigentümer: die katholische kirchengemeinde (kir-
chenfonds), Brackwede

Gemarkung Flur Flur-
stück

Größe 
(qm)

Nutzungsart und 
Lage

Brackwede 8 502 1167 Hof- und Gebäude-
fläche, Mackeben-
straße 15

Brackwede 8 675 4981 Gebäude- und Frei-
fläche, Mackeben-
straße 

mit der Anpassung der Bezeichnung des Eigentümers 
in Abteilung I jetzt:

Eigentümer: kirchenfonds, Brackwede (in der katholi-
schen kirchengemeinde Pfarrei st. Elisabeth Bielefeld)

Die Grundbücher sind wie angegeben anzupassen.

Artikel 7

Die Vermögensverwaltung in der Katholischen Kirchen-
gemeinde Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld erfolgt über-
gangsweise durch einen Vermögensverwaltungsrat als 
Vermögensverwalter im Sinne des § 19 des Gesetzes 
über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens 
vom 24. Juli 1924 (Vermögensverwaltungsgesetz – VVG). 
Die Bestellung gemäß § 19 VVG erfolgt durch gesonder-
tes Dekret.

Mit dem Tag der Aufhebung der Pfarrei Herz Jesu 
Brackwede, Pfarrei St. Bartholomäus Senne I, Pfarrei 
St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarrvikarie St. Michael 
Ummeln und Pfarrvikarie St. Kunigunde Sennestadt bil-
den die zum Zeitpunkt des Vollzugs dieser Urkunde im 
Amt befindlichen Mitglieder des bisherigen Gesamtpfarr-
gemeinderates der aufgehobenen Pfarreien bis zur 
nächsten turnusmäßigen Wahl der Pfarrgemeinderäte im 
Erzbistum Paderborn den Pfarrgemeinderat der neuen 
Pfarrei St. Elisabeth Bielefeld.

Artikel 8

Die Aufhebungen gelten als vollzogen mit Ablauf des 
31. Dezember 2013 und die Errichtung gilt als vollzogen 
zum 1. Januar 2014, für den staatlichen Bereich jedoch 
frühestens vom Tage der staatlichen Anerkennung an.

Paderborn, 21. Oktober 2013

Der Erzbischof von Paderborn

L. S. 

Erzbischof

Az.: 1.11/30714-11-1/13

Urkunde

Die durch Urkunde vom 21. Oktober 2013 vom Erzbi-
schof von Paderborn mit Wirkung vom 1. Januar 2014 
festgesetzte Aufhebung der Katholischen Kirchengemein-
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Bekanntmachungen des Erzbischöflichen Generalvikariates 

Nr. 163. Hinweise zur Kollekte Afrikatag 2014

Am 12. Januar findet in unserer Diözese die Kollekte 
zum Afrikatag statt. Die Kollekte am Afrikatag wird seit 
mehr als 120 Jahren gehalten: anfangs, um Sklaven los-
zukaufen, heute, um Frauen und Männer auszubilden, die 
sich in der Nachfolge Jesu an die Seite der Armen und 
Schwachen stellen. Ohne diese Ordensleute, Priester 
und Laienmitarbeiter hätten Millionen Menschen in Afrika 
keine Chance auf ein Leben in Würde.

Partnerland ist in diesem Jahr Burkina Faso. Ein tro-
ckenes Wüstenland mitten in der Sahelzone, das zu den 
ärmsten Ländern dieser Welt gehört. Die kleine, aber le-
bendige Kirche besitzt in Burkina Faso ein hohes Anse-
hen, ihr soziales Engagement reicht weit über die Kir-
chenmauern hinaus. Sie ist für alle Menschen da, gleich 
welcher Religion sie angehören. 

Gut ausgebildete Priester und Ordensleute werden 
nicht nur in Burkina Faso gebraucht. Einheimische Pries-
ter, Ordensleute und Katechisten sind an vielen Orten Af-
rikas Wegbereiter in eine menschenwürdige Zukunft: in 
den Hungergebieten, wo Menschen Naturkatastrophen 
ausgeliefert sind, in den Bürgerkriegsregionen, wo Men-
schen auf der Flucht sind vor Gewalt und Terror, in den 
Gebieten, wo Menschen in eine zerstörte Heimat zurück-
kehren, in den Ländern, wo Menschen aufgrund ihres 
Glaubens benachteiligt und verfolgt werden. 

Für diese Frauen und Männer, die sich oft ein Leben 
lang aus ihrem Glauben heraus in den Dienst ihrer Mit-
menschen stellen, bittet missio am Afrikatag um Unter-
stützung.

Alle Pfarrämter erhalten Anfang Dezember von missio 
Materialien, die sie bei der Durchführung der Afrikakollek-
te unterstützen sollen: 

Plakat DIN A3 – zum Aushang im Schaukasten

Plakat DIN A2 – zum Aushang in der Kirche

Opfertüte zum Auslegen oder als Beilage im Pfarrbrief

Bausteine zur Gestaltung des Gottesdienstes

Weitere Informationen zum Afrikatag erhalten Sie direkt 
bei missio, Goethestr. 43, 52064 Aachen. Tel. 02 41 / 
75 07-3 99, E-Mail: post@missio.de, www.missio-hilft.de 

Materialbestellungen unter: Tel. 02 41 / 75 07-3 50, 
E-Mail: bestellungen@missio.de

Nr. 164. Betriebsferien an Weihnachten 2013

Am Montag, 23.12.2013, Freitag, 27.12.2013 und Mon-
tag, 30.12.2013 bleiben das Erzbischöfliche Generalvika-
riat und das Erzbischöfliche Offizialat geschlossen.

Kirchliche Mitteilungen

Nr. 165. Kardinal-Bertram-Stipendium – Ausschrei-
bung 2014

Die Kardinal-Bertram-Stiftung fördert in Verbindung mit 
dem Institut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturgeschich-
te e.V. die Erforschung der schlesischen Kirchenge-
schichte. Es gewährt jährlich zwei Kardinal-Bertram-Sti-
pendien in Höhe von je 2.000,– D um Forschungsreisen 
in Archive innerhalb und außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglich.

zur Bearbeitung werden 2014 folgende themen aus-
geschrieben:

1) die Rundbriefe von Grüssau und Lauban als Mittel 
der Vertriebenenseelsorge. sammlung der zerstreuten 
Gemeinden.

Beratung: Msgr. Dr. Paul Mai, Bischöfl. Zentralbiblio-
thek, St. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg, Tel. 09 41 / 
5 97-25 22, E-Mail: bibliothek@bistum-regensburg.de

den Pfarrei Herz Jesu Brackwede, Pfarrei St. Bartholomä-
us Senne I, Pfarrei St. Thomas Morus Sennestadt, Pfarr-
vikarie St. Michael Ummeln, Pfarrvikarie St. Kunigunde 
Sennestadt 

und 

Errichtung der Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei 
St. Elisabeth Bielefeld 

werden hiermit gemäß § 4 Abs. 1 i. V. m. § 1 der Ver-
einbarung über die staatliche Mitwirkung bei der Bildung 

und Veränderung katholischer Kirchengemeinden vom 
21.11.1960 (GV.NW.1960, S. 426) für den staatlichen Be-
reich anerkannt.

Detmold, den 29. Oktober 2013  

Az.: – 48.4-8011 – 

Bezirksregierung Detmold

Im Auftrag

gez. Schwerdtfeger
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Dr. Werner Chrobak, Bischöfl. Zentralbibliothek, St. Pe-
tersweg 11-13, 93047 Regensburg, Tel. 09 41 / 5 97-25 23, 
E-Mail: bibliothek@bistum-regensburg.de 

2) der Freiheitsgedanke in den Predigten des schlesi-
schen klerus im 19. Jahrhundert.

Beratung: Prof. Dr. Rainer Bendel, Bangertweg 7, 
72070 Tübingen, Tel. 0 70 71 / 64 08 90, E-Mail: bendel.rai-
ner@googlemail.com

3) der Meister von Gießmannsdorf. Gotische Flügelal-
täre in Niederschlesien.

Beratung: Dr. Marco Bogade, Keltenweg 28, 96146 Al-
tendorf, Tel. mobil: 0179 / 5 28 73 80, E-Mail: marco.boga-
de@gmx.de

Um ein Kardinal-Bertram-Stipendium können sich Stu-
dierende und Absolventen von Hochschulen, insbesonde-
re Theologen und Historiker, bewerben. Bevorzugt wer-
den jüngere katholische Antragsteller. Bewerbungen mit 
genauer Angabe der Personalien und des Studienganges 
sind bis spätestens 28. Februar 2014 zu richten an:

An das Institut für ostdeutsche kirchen- und 
 kulturgeschichte e.V.,

st. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg

Die Entscheidung über die Zuerkennung trifft das Kura-
torium des Kardinal-Bertram-Stipendiums in einer Sitzung 
Anfang März 2014. Es wählt für jeden Stipendiaten einen 
Tutor aus.

Die Bearbeitung beginnt im Jahr 2014, zunächst mit 
der Durchsicht der in Bibliotheken vorhandenen Quellen 

und Literatur, dann durch Reisen in auswärtige Archive. 
Jeder Stipendiat wird von einem Tutor betreut; dieser 
zeigt ihm die Problemstellung seines Themas auf, erteilt 
ihm Ratschläge für die Materialsammlung in den in Frage 
kommenden Bibliotheken und Archiven, die planvolle und 
methodische Stoffauswahl sowie die wissenschaftliche 
Darstellungsform. Das Manuskript ist bis zum 15. Oktober 
2016 dem Institut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturge-
schichte e.V. in zweifacher Ausfertigung einzureichen. 
Sein Umfang soll in der Regel 150 Schreibmaschinensei-
ten nicht überschreiten. Die Bewertung geschieht durch 
den Tutor und einen zweiten Gutachter. Druckreife Manu-
skripte sind zur evtl. Veröffentlichung in den „Arbeiten zur 
schlesischen Kirchengeschichte“, im „Archiv für schlesi-
sche Kirchengeschichte“ oder in der Reihe „Forschungen 
und Quellen zur Kirchen- und Kulturgeschichte Ost-
deutschlands“ vorgesehen. Die Stipendiatsarbeit kann 
auch nach ihrem Abschluss Grundlage einer theologi-
schen bzw. philosophischen Dissertation bilden.

kURAtoRIUM dEs kARdINAL-BERtRAM-stIPEN-
dIUMs

Visitator Dr. Joachim Giela, Münster

Prof. Dr. Dr. Dr. Hubertus R. Drobner, Paderborn

Archiv- und Bibliotheksdirektor Msgr. Dr. Paul Mai, Re-
gensburg, Institut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturge-
schichte e.V.

Prof. Dr. Rainer Bendel, Tübingen



168 Kirchliches Amtsblatt 2013 / Stück 11

KIRCHLICHES AMTSBLATT
Postfach 14 80 • 33044 Paderborn

PVST, Deutsche Post AG, H 4190 B • Entgelt bezahlt

Falls verzogen, bitte mit neuer Anschrift zurück an Absender

Der Generalvikar: Alfons Hardt
Herausgegeben und verlegt vom Erzbischöflichen Generalvikariat in Paderborn. Bezugspreis jährlich 13,– 1.

Verantwortlich für den Inhalt: Der Generalvikar, Alfons Hardt, Paderborn. Herstellung: Bonifatius GmbH, Paderborn.

Die Auslieferung des Kirchlichen Amtsblattes erfolgt nur durch die für den Bezieher zuständige Postfiliale. Beanstandungen in der Auslieferung sind dieser Postfiliale 
zu melden. Neu- und Abbestellungen und Änderungsangaben in der Anschrift müssen beim Erzbischöflichen Generalvikariat erfolgen. Einzelstücke können, soweit vor-

handen, nur vom Erzbischöflichen Generalvikariat in Paderborn bezogen werden.


